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Gemeinsame Veranstaltungen des Bundesministeriums des Innern mit Vertretern 
von Interessensverbänden der Wirtschaft (Nachfrage zur Antwort der 
Bundesregierung auf die Kleine Anfrage auf Bundestagsdrucksache 18/8068) 


Vorbemerkung der Fragesteller 

Bereits eine kurze Intemetrecherche nährte die Sorge, die Beantwortung der o. g. 
Kleinen Anfrage könnte lüekenhaft erfolgt sein. So wurde eine vom 5. April 2016 
durehgeführte Veranstaltung mit der dbb beamtenbund und tarifiinion durehge- 
führte Konferenz „Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst“, über die 
auch medial berichtet wurde (vgl. Pressemitteilung des Bundesministeriums des 
Innern - BMI - vom 5. April 2016), weder als durchgeführte (Frage 1) noch als 
geplante Veranstaltung (Frage 5) genannt. Auch ergeben sich Unstimmigkeiten 
in Hinblick auf weitere Details der Antwort. Wir bitten darum, die gesamte An- 
frage unter Einbeziehung aller Abteilungen des BMI zu vervollständigen. Dane- 
ben ergeben sich noch weitere Nachfragen. 


Vorbemerkung der Bundesregierung 

In der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine Anfrage der Fraktion 
DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 18/8068 vom 12. April 2016 sind gemein- 
same Veranstaltungen mit Gewerkschaften nicht erwähnt worden, da diese keine 
Interessenverbände der Wirtschaft sind. Die Überschrift sowie die Vorbemerkung 
der Fragesteller der Kleinen Anfrage auf Bundestagsdrucksache 18/7812 waren in- 
sofern missverständlich. Ergänzende Angaben werden in der beigefugten Anlage 
mitgeteilt. 


Die Antwort wurde namens der Bundesregierung mit Sehreiben des Bundesministeriums des Innern vom 24. Mai 2016 
übermittelt. 

Die Drucksache enthält zusätzlich — in kleinerer Schrifttype - den Fragetext. 
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1. Nach welchen Kriterien und welchem Verfahren werden Kooperations- 
partner für Veranstaltungen ausgewählt, wenn es mehrere konkurrierende 
Unternehmen oder Verbände gibt, die in dem Themenbereich einer solchen 
Veranstaltung aktiv sind („konkurrierend“ im Sinne dieser Frage ist weiter- 
hin auszulegen; es bezieht sich sowohl auf Fälle, in denen Unternehmen glei- 
che Produkte z. B. gleiche Abwehrprodukte gegen Drohnen im Falle von 
Frage la lfd. Nr. 2 der Antwort anbieten; in denen Unternehmen auch an- 
dere, alternative Produkte, die dem gleichen Zweck dienen, anbieten; als 
auch auf Konstellationen, in denen mehrere Verbände und/oder andere Ak- 
teure in einem Themenfeld um Meinungsführerschaft oder Mitglieder kon- 
kurrieren)? 

2. Inwieweit verhindert das BMI, dass die Entscheidung für bestimmte Koope- 
rationspartner sich für diese als Wettbewerbsvorteil gegenüber konkurrieren- 
den Unternehmen, Verbänden oder anderweitigen Akteuren und Zusammen- 
schlüssen auswirkt, beispielsweise in späteren Vergabeverfahren? 

3. Wurde den nicht einbezogenen konkurrierenden Unternehmen, Verbänden 
oder anderweitigen Akteuren und Zusammenschlüssen die Mitwirkung an 
den gemeinsamen Veranstaltungen in der konkreten Form der späteren 
Durehführung ausdrücklich angeboten? 

Wenn nein, warum nicht? 

Die Fragen 1 bis 3 werden wegen ihres Sachzusammenhangs gemeinsam beant- 
wortet. 

Das Bundesministerium des Innern (BMI) ist durch das geltende Vergaberecht 
verpflichtet, Ausschreibungen grundsätzlich in transparenten, diskriminierungs- 
freien, wettbewerblichen Verfahren durchzuführen. Diese Verpflichfungen aus 
dem Vergaberechf haf das BMI für die Anwendung in seinem Haus in einer Haus- 
anordnung konkretisiert. Diese regelf das Beschaffungsverfahren über öffentiiche 
Aufträge, exfeme Berafungsleisfungen, Abschluss von Diensf- und Werkverträ- 
gen einschl. Verträgen mit freien Mitarbeitern, Veröffentlichung von Forschungs- 
ergebnissen und Studien, Kurzzusammenfassung von Gutachten sowie die 
Vergabe bei Forschungs- und Entwicklungsaufträgen und dergleichen. 

Der Grundsatz der öffentlichen Ausschreibung bzw. des offenen Verfahrens hat 
auch im Rahmen der Korruptionsprävention besondere Bedeutung und ist daher 
explizit in der Richtlinie zur Korruptionsprävention in der Bundesverwaltung 
vom 30. Juli 2004 als Leitsatz genannt. 

Auch die Allgemeine Verwaltungsvorschrift zur Förderung von Tätigkeiten des 
Bundes durch Leistungen Privater (Sponsoring, Spenden und sonstige Schenkun- 
gen) vom 7. Juli 2003 fordert ausdrücklich die Wahrung der Wettbewerbs- und 
Chancengleichheit. Zudem dürfen durch die Annahme einer Sponsoringleistung 
keine Bindungen entstehen, durch die ein öffentlicher Wettbewerb eingeschränkt 
oder ausgeschlossen wird. 

Als grundsätzliches Prinzip ist zudem § 21 des Verwaltungsverfahrensgesetzes 
(VwVfG) zu beachten. 

Ergänzungen zu einzelnen in der Antwort der Bundesregierung auf die Kleine 
Anfrage der Fraktion DIE LINKE, auf Bundestagsdrucksache 18/8068 vom 
12. April 2016 genannten Veranstaltungen: 

Antwort zu Frage 1 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Der „Initiativkreis Bundesverwaltung und Wirtschaft: Gemeinsam gegen Korrup- 
tion“ steht grundsätzlich allen Interessenten offen, es gab auch bereits Ab- und 
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Zugänge der Teilnehmer. Da es sich um einen Gesprächskreis handelt, der hand- 
habbar sein und zu konkreten Ergebnissen führen soll, ist die Teilnehmerzahl je- 
doch nicht unendlich erweiterbar. Zudem wird auf ein ausgewogenes Verhältnis 
zwischen Bundesministerien, Wirtschaftsuntemehmen und Verbänden geachtet. 
Die Existenz sowie die Tätigkeit des Initativkreises ist auf der Webseite des BMI 
einsehbar. Ein aktives Angebot zur Teilnahme wird daher bislang nicht als not- 
wendig erachtet. 

Antwort zu Frage la Nummer 2 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Die aufgefuhrten Firmen Rheinmetall Defence Electronics GmbH und ESG 
Elektroniksystem- und Logistik-GmbH wurden zu der dort genannten Fachta- 
gung des BMI eingeladen, um über ihre für einen konkreten Anlass verwendete 
Technologie zur Detektion, Verifikation und Abwehr von unbemannten Luft- 
fahrtsystemen zu berichten. Sinn und Zweck dieser Veranstaltung war somit aus- 
schließlich eine Präsentation der damaligen technischen Möglichkeiten, nicht 
aber die Vorbereitung etwaiger Entscheidungen für bestimmte Kooperations- 
partner oder sonstige vergaberechtlich relevanten Aspekte. Eine Einbeziehung 
anderer auf gleichem Feld tätiger Unternehmen kam aus diesem Grunde nicht in 
Betracht. Im Übrigen handelte es sich um eine nichtöffentliche Veranstaltung nur 
für Behördenteilnehmer. 

Antwort zu Frage Ib Nummer 2 bis 7 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Hinsichtlich der AG De-Mail und den Nutzertreffen existieren keine Kriterien 
und Alternativen zur Besetzung, weil dort neben dem BMI alle nach dem De- 
Mail-Gesetz akkreditierten De-Mail-Diensteanbieter vertreten sind (und keine 
weiteren Anbieter). 

Antwort zu Frage Ib Nummer 8 bis 12 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Der Verein Deutschland Sicher im Netz e. V. (DsiN e. V.) wurde anlässlich des 
IT-Gipfels gegründet; Schirmherrschaft hat das BMI inne; auch andere Bundes- 
ressorts unterstützen diesen Verein. DsiN e. V. wirbt regelmäßig für weitere Mit- 
glieder; darüber hinaus stehen im Rahmen von DsiN e. V. durchgeführte Projekte 
allen Personen und Einrichtungen offen, die sich für die entsprechenden Themen 
interessieren. 

Antwort zu Frage Id Nummer 1 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Es gibt keine konkurrierenden Veranstaltungen. Die Kooperation mit DVW — Ge- 
sellschaft für Geodäsie, Geoinformation und Landmanagement e. V., an der auch 
BMUB, die GDl-DE, der Deutsche Städtetag, der Deutsche Landkreistag und der 
Deutsche Städte- und Gemeindebund beteiligt waren, erfolgte im Rahmen der 
Messe „INTERGEO“, der sowohl national als auch europäisch größten und be- 
deutendsten Veranstaltung auf dem Gebiet der Geodäsie und Geoinformationen. 
Alleiniger Ausrichter der INTERGEO® ist der DVW, der insofern über ein Al- 
leinstellungsmerkmal verfügt. 

Antwort zu Frage Id Nummer 4 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Gespräche zu den EVB-IT Musterverträgen mit der IT- Wirtschaft erfolgen mit 
dem Ziel der Qualitätssicherung und Berücksichtigung marktüblicher Vorgehens- 
weisen, um hohe Akzeptanz bei möglichst vielen potentiellen Bietern in IT- 
Vergabeverfahren zu erreichen. Für diese Zwecke sind Ansprechpartner aus der 
IT-Wirtschaft nötig, die die verschiedenen Geschäftsmodelle am Markt kennen 




Drucksache 18/8563 


-4- 


Deutscher Bundestag - 18. Wahlperiode 


und zugleich nicht nur die Interessen von einigen Unternehmen vertreten. Für 
diese Rolle kommt vornehmlich ein Verband in Betracht, möglichst mit hetero- 
gener Mitgliederstruktur im Feld der IT-Untemehmen und einer Geschäftsstelle, 
die kontinuierliches und effizientes Arbeiten gegenüber dem BMI ermöglicht (die 
Alternative, Gespräche zu EVB-IT mit allen betroffenen IT-Untemehmen zu füh- 
ren, wäre aufgrund des Aufwands nicht praktikabel). Diese Voraussetzungen sind 
im Falle des BITKOM e. V. erfüllt. 

ln Gesprächen zu EVB-IT mit BITKOM legt das BMI Wert darauf, Auffassungen 
des Verbands anzuhören und nicht lediglich Interessen einzelner Unternehmen. 
Soweit auch bei BITKOM die Verbandsarbeit letztlich Beteiligungen und Mitar- 
beit der Mitgliedsuntemehmen beinhaltet, bieten jedoch die Teilnahme und 
Kenntnisse im Zusammenhang mit den Gesprächen zu EVB-IT weder BITKOM 
noch seinen Mitgliedern Wettbewerbsvorteile in späteren Vergabeverfahren. Das 
liegt unter anderem daran, dass EVB-IT Vertragsmuster modular aufgebaut sind 
und Vergabestellen sie in Vergaben erst individuell ausfüllen (jeweils nach Be- 
darf, den sie selbst eintragen), ln Gesprächen über die Konzeption der EVB-IT 
sind konkrete Beschaffungsvorhaben gerade nicht Gegenstand der Erörterungen. 

Es haben keine weiteren IT-Branchenverbände um regelmäßige Beteiligung an 
den Gesprächen zu EVB-IT gebeten und aus Sicht des BMI ist die bisherige Pra- 
xis von Gesprächen mit BITKOM auch grundsätzlich ausreichend. 

Antwort zu Frage Id Nummer 9 auf Bundestagsdrucksache 18/8068: 

Die Durchführung der Veranstaltung „Gewalt gegen Beschäftigte“ ging auf ein 
gemeinsames Interesse des BMI und des dbb zurück, für das Thema zu sensibili- 
sieren. 


4. Bei welchen öffentlichen oder nichtöffentlichen Veranstaltungen (Tagun- 
gen, Seminaren, Fachgesprächen, Gesprächskreisen etc.; soweit noch nicht 
in der Beantwortung der vorgenannten Kleinen Anfrage enthalten), die das 
BMI selbst ausgerichtet hat, wurden 

- Referentinnen oder Referenten, 

- Moderatorinnen oder Moderatoren 
eingesetzt, die 

- hauptberuflich, 

- in ehrenamtlicher Funktion, 

- oder aufgrund einer anderweitigen engen Verknüpfung 

tätig sind für Unternehmen und Verbände der nachfolgend genannten Bran- 
chen 

a) der Sicherheitswirtschaft (Sicherheitstechnik, Überwachungstechnik, Po- 
lizeiausrüstung etc.), 

b) der Informations- und Telekommunikationsbranche (einschließlich Her- 
steller von Hard- und Software, Systembetreuung, Anwenderschulung 
etc.). 
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c) der Banken-, Investment- und Versicherungsbranche (einschließlich Un- 
ternehmen im Bereich öffentlich-privater Partnerschaften), 

d) Verbände von Unternehmen, Selbstständigen oder Beschäftigten des 
öffentlichen Sektors? 


Name und Art der Veranstaltung (öffent- 
lieh oder niehtöffentlieh), Kategorie/ 
Branehe: 

Referent/ Referentin: 

hauptamtlich, ehrenamt- 
lich oder auf Grund an- 
derweitiger enger Ver- 
knüpfung: 

1. GPEC 2014, 

Faehtagung des BMI „Luftsieherheits- 
kontrollteehnik“ 

Smiths Heimann GmbH, Rohde 
& Schwarz GmbH & Co . KG, 
EAS Envimet; 

hauptamtlich 

nicht-öffentlich; 

eingesetzte Referenten sind tätig für Unter- 
nehmen/V erbände der Branche 4 a) und 4 d) 

Analytical Systems GmbH, Bun- 
desverband der Deutschen Luft- 
verkehrswirtschaft (BDL) 


2. GPEC 2014, Fachtagung des BMI 
„Flottenmanagement“ 

nicht-öffentlich; 

COS GmbH 

hauptamtlich 

eingesetzte Referenten sind tätig für Unter- 
nehmen/V erbände der Branche 4 b) 



3. Sitzung Koordinierungsüroiekt (des 
IT-Planungsrates) zur Digitalisierung des 
Asvlverfahrens 

nicht-öffentlich; 

Bundesdruckerei; 

Dataport AöR 

hauptamtlich 

eingesetzte Referenten sind tätig für Unter- 
nehmen/V erbände der Branche 4 b) 



4. Faehkonferenz zur Bekämpfung des 
Wohnungseinbruchdiebstahls 

nicht-öffentlich; 

Gesamtverband der Deutschen 

V ersicherungswirtschaft 

hauptamtlich 

eingesetzte Referenten sind tätig für Unter- 
nehmen/V erbände der Branche 4 c) 




5. Was war jeweils Gegenstand der in Frage 4 aufgeführten Veranstaltungen 
(bitte soweit vorliegend, Programme bzw. Ablaufpläne anfügen)? 

Programme und Ablaufpläne sind auf den nachstehen öffentlich abrufbaren Infer- 
nefseifen ersichflich: 

www.dbb.de/feaserdefail/arfikel/veransfalfung-zu-gewalf-gegen-beschaeftigfe-im- 

oeffenflichen-diensf.html; 

www.bmi.bund.de/SharedDocs/Kurzmeldungen/DE/20 1 5/05/wohnungseinbruchs 
diebstahl.hfml; 

https://gpec.de/index.php?id= 1 9&no_cache= 1 &sword_lisf%5B%5D=20 14. 
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6. In welcher Höhe haben die in Frage 4 aufgefiihrten Personen von Seiten des 
BMI oder nachgeordneter Behörden und Stellen ein Honorar erhalten? 

Es sind keine Honorare gezahlt worden. 


7. Bezüglich welcher der in den Fragen 4a bis 4c genannten Unternehmen, Ver- 
bände etc. bestand oder besteht mit dem BMI eine Rechtsbeziehung im Rah- 
men eines Vergabeverfahrens oder eines abgeschlossenen Auftragsverhält- 
nisses? 

Bezüglich keinem der genannten Untemehmen/V erbände. 


8. Welche Veranstaltungen im Sinne von Frage 4 sind für das Jahr 2016 geplant 
oder avisiert? 

- GPEC 20 1 6, Fachtagung des BMI „Luftsicherheitskontrolltechnik“, 

- Sitzungen des Koordinierungsprojekts des IT Planungsrates zur Digitalisie- 
rung des Asylverfahrens finden alle 2 Monate statt, ggf zusätzliche Work- 
shops, 

- Digitaler Flüchtlingsgipfel am 14. Juni 2016. 


9. Inwiefern hat das BMI für Veranstaltungen Räume, Veranstaltungstechnik 
oder anderweitige Unterstützung seitens der in den Fragen 4a bis 4d genann- 
ten Unternehmen oder Verbände kostenpflichtig oder kostenfrei genutzt? 

Keine Nutzung. 



Ania 






Anlage 
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Anlage 


Antwort zu Frage 5: 

Im Sinne von Frage 1 sind für das Jahr 2016 folgende gemeinsame Veranstaltungen 
geplant: 

• Herbstsitzung des Konsultationskreises mit den Gewerkschaften (noch nicht 
terminiert). 

Antwort zu Frage 6: 

Die Kosten für die Konferenz zu Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst 
wurden aus Mitteln des BMI im Haushaltstitel 0612 539 99 3 bereitgestellt. Das BMI 
hat die überwiegenden Kosten getragen; der dbb hat einen Teil der Kosten für das 
Catering übernommen. 

Im Rahmen der Sitzungen des Konsultationskreises mit den Gewerkschaften werden 
Getränke angeboten. Die Kosten dafür trägt das BMI aus dem Haushaltstitel 0612 
532 02. Darüber hinaus fallen für das BMI keine Kosten an. 

Antwort zu Frage 7: 

Zur Kostenaufteilung der gemeinsamen Veranstaltung des BMI und des dbb zu 
Gewalt gegen Beschäftigte im öffentlichen Dienst wird auf die Antwort zu Frage 6 
verwiesen. 
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